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Satzung der 

MATERNUS-Kliniken-Aktiengesellschaft 

 

 

I.  ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

 

§ 1 Firma, Sitz und Dauer 

 

(1) Die Aktiengesellschaft führt die Firma MATERNUS-Kliniken-Aktiengesellschaft. 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Berlin. 

 

(3) Die Dauer des Unternehmens ist nicht auf bestimmte Zeit beschränkt. 

 

 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens sind der Erwerb und das Unterhalten von Beteiligungen 

an 

 

a) Akut- und Rehabilitationskliniken, 

b) Altenpflegeeinrichtungen und Altenwohnheimen sowie an 

c) Dienstleistungsgesellschaften im sozialen und karitativen Bereich. 

 

Die Gesellschaft kann den Unternehmensgegenstand auch selbst verwirklichen. 

 

(2) Die Gesellschaft ist befugt, alle Geschäfte vorzunehmen, die geeignet sind, den 

Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern. 

 

 

§ 3 Bekanntmachungen und Informationen 

 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger, 

soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt. 

 

(2) Die Gesellschaft kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Inhabern 

zugelassener Wertpapiere, insbesondere den Aktionären, mit deren Zustimmung 

Informationen auch im Wege der Datenfernübertragung übermitteln. 

 

 



 

 
Seite 2 von 9 

II.  GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 

 

 

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EURO 52.425.000,00; es ist eingeteilt in 

20.970.000 Stückaktien. 

 

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

 

(3) Anstelle von Aktienurkunden über eine Aktie kann die Gesellschaft Urkunden über mehrere 

Aktien (Sammelaktien) ausgeben. Der Anspruch auf Einzelverbriefung der Aktien ist 

ausgeschlossen. 

 

(4) Die Aktienurkunden sind mit der im Wege der mechanischen Vervielfältigung hergestellten 

Unterschrift des Vorstands in vertretungsberechtigter Form und des 

Aufsichtsratsvorsitzenden zu versehen und von einem Kontrollbeamten zu unterzeichnen. 

 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital der 

Gesellschaft bis zum 27. August 2029 um insgesamt bis zu EUR 26.212.500,00 durch ein- 

oder mehrmalige Ausgabe von neuen nennbetragslosen auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien gegen Bareinlagen und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2024/I). Hierbei steht den Aktionären grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht zu. Das 

Bezugsrecht kann den Aktionären auch mittelbar gewährt werden gemäß § 186 

Abs. 5 AktG.  

 

Der Vorstand ist ermächtigt, jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht 

der Aktionäre auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist jedoch nur in 

folgenden Fällen zulässig: 

 

- zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke des (auch mittelbaren) 

Erwerbs von Unternehmen oder Unternehmensteilen, Betrieben oder Beteiligungen an 

Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den 

Erwerb von Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen gegen die 

Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften; 

- soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen, 

die von der Gesellschaft oder durch deren nachgeordnete Konzernunternehmen 

ausgegeben werden, bei Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der 

Erfüllung einer Wandlungs- bzw. Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren 

zu können sowie, soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden, 

ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 

Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- 

bzw. Optionspflichten als Aktionäre zustünde; 
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- wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für 

die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 

Grundkapitals 20 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals oder, sofern dieser Betrag niedriger ist, 20 % des zum 

Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt 

und der Ausgabebetrag den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher 

Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet (§ 203 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG). Auf diese Begrenzung von 20 % des Grundkapitals ist der anteilige 

Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien entfällt, die während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2024 aufgrund einer Ermächtigung zur 

Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter 

Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden; (b) der auf Aktien entfällt, die zur 

Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 

oder -pflichten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(zusammen „Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden können oder auszugeben 

sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2024/I in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 

S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden; 

sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 

2024/I auf der Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

ausgegeben werden. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die sonstigen Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der 

Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach jeweiliger Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2024/I 

oder nach Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2024/I die 

Fassung der Satzung jeweils entsprechend anzupassen. 

 

 

III.  DER VORSTAND 

 

 

§ 5 Zusammensetzung, Vertretung und Geschäftsführung 

 

(1) Der Vorstand besteht aus einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern. Der Aufsichtsrat 

bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Er kann ein Vorstandsmitglied zum 

Vorsitzenden des Vorstands ernennen, wenn der Vorstand aus mehreren Personen 

besteht. 

 

(2) Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein 

Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Hat die Gesellschaft 

als Vorstand eine Person, so vertritt diese die Gesellschaft allein. 

 

Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder mit oder ohne Befreiung von 

den Beschränkungen des § 181 BGB zur Einzelvertretung ermächtigen.  
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(3) Die Verteilung der Geschäfte unter den Mitgliedern des Vorstands sowie die Einzelheiten 

der Beschlussfassung des Vorstands regelt der Aufsichtsrat durch eine jederzeit 

abänderbare Geschäftsordnung. 

 

 

IV.  DER AUFSICHTSRAT 

 

 

§ 6 Zusammensetzung und Wahl 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf Mitgliedern, und zwar aus sechs Mitgliedern, die von 

der Hauptversammlung gewählt werden und sechs Mitgliedern, deren Wahl sich nach dem 

Mitbestimmungsgesetz 1976 richtet. Die von der Hauptversammlung zu wählenden 

Mitglieder werden längstens für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung 

gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der 

Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht 

mitgerechnet. 

 

(2) Ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder sind erneut wählbar. 

 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber 

dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder dem Vorstand mit einer Frist von mindestens 

einem Monat auch ohne wichtigen Grund niederlegen. Mit Zustimmung des Vorsitzenden 

des Aufsichtsrates kann von der Einhaltung dieser Frist abgesehen werden. 

 

 

§ 7 Der Vorsitzende des Aufsichtsrats und sein Stellvertreter 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt nach Maßgabe des § 27 Abs. 1 und 2 Mitbestimmungsgesetz 1976 

aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. 

 

(2) Nach der Hauptversammlung, die alle von der Hauptversammlung zu bestimmenden 

Aufsichtsratsmitglieder gewählt hat, findet eine Aufsichtsratssitzung statt, zu der es keiner 

besonderen Einladung bedarf. In dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat für die Dauer seiner 

Amtszeit unter Vorsitz des an Lebensjahren ältesten Aufsichtsratsmitglieds der 

Anteilseigner aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 

 

Scheidet der Vorsitzende oder der Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus dem Amt aus, 

so hat der Aufsichtsrat für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen eine Neuwahl 

vorzunehmen. 

 

Die erste Wahl des Vorsitzenden des Aufsichtsrats nach Geltung des 

Mitbestimmungsrechts für die Gesellschaft ist unverzüglich nach Bestimmung der 

Arbeitnehmervertreter für den Aufsichtsrat durchzuführen. 

 

(3) Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat die gesetzlichen und 

satzungsgemäßen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden wahrzunehmen, wenn dieser 

verhindert ist.  
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§ 8 Satzungsänderung 

 

(1) Dem Aufsichtsrat ist die Befugnis eingeräumt, Änderungen und Ergänzungen der Satzung 

zu beschließen, die nur die Fassung betreffen. 

 

 

§ 9 Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

 

(1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden einberufen, so oft das Gesetz oder die 

Geschäfte es erfordern. Die Einberufung kann schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder 

mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel erfolgen. Der Vorsitzende kann die 

Einberufungsfrist in dringenden Fällen abkürzen und die Sitzung mündlich oder 

fernmündlich einberufen. Im Übrigen gelten hinsichtlich der Einberufung des Aufsichtsrats 

die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Regelungen der Geschäftsordnung für den 

Aufsichtsrat. 

 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens sechs Mitglieder, darunter der 

Vorsitzende, an der Beschlussfassung teilnehmen. Abwesende bzw. nicht telefonisch 

oder über elektronische Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) 

teilnehmende oder zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder, die nach Maßgabe von § 9 

Abs. 5 bzw. § 9 Abs. 7 ihre Stimme abgeben, sowie Mitglieder, die sich bei der 

Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen in diesem Sinne an der 

Beschlussfassung teil. 

 

(3) Zur Beratung über einzelne Gegenstände der Verhandlung können Sachverständige und 

Auskunftspersonen zugezogen werden. 

 

(4) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmmehrheit gefasst. Im Falle der Stimmgleichheit 

entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

 

(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Mit Zustimmung 

der Mehrheit der Mitglieder des Aufsichtsrats können Sitzungen auch in Form einer 

Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel 

(insbesondere Videokonferenz) abgehalten und einzelne Aufsichtsratsmitglieder 

telefonisch oder mittels elektronischer Kommunikationsmittel (insbesondere 

Videoübertragung) zugeschaltet werden; in diesen Fällen kann die Beschlussfassung im 

Wege der Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel 

(insbesondere Videokonferenz) erfolgen. Abwesende bzw. nicht an der 

Konferenzschaltung teilnehmende oder zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder können 

auch dadurch an der Beschlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie schriftliche 

Stimmabgaben durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. Darüber 

hinaus können sie ihre Stimme auch im Vorfeld der Sitzung oder während der Sitzung auch 

mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher 

Kommunikationsmittel abgeben. 

 

(6) Eine Beschlussfassung über Gegenstände der Tagesordnung, die nicht in der Einladung 

enthalten waren und auch nicht bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt worden sind, 

ist nur zulässig, wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist 
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in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden des 

Aufsichtsrats zu bestimmenden angemessenen Frist schriftlich, mündlich, fernmündlich, 

per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel der 

Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme abzugeben. Der Beschluss wird 

erst wirksam, wenn kein abwesendes Aufsichtsratsmitglied innerhalb der Frist 

widersprochen hat. Telefonisch oder mittels elektronischer Kommunikationsmittel 

zugeschaltete Mitglieder des Aufsichtsrats gelten als anwesend. 

 

(7) Beschlussfassungen können auch außerhalb von Sitzungen (im Sinne von § 9 Abs. 5) 

schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger vergleichbarer 

Kommunikationsmittel sowie in Kombination der vorgenannten Formen erfolgen, wenn 

sich die Mehrheit der Aufsichtsratsmitglieder an der Beschlussfassung beteiligt. Mitglieder, 

die sich bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen in diesem Sinne an der 

Beschlussfassung teil. 

 

(8) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der 

Vorsitzende zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind Ort und Tag der Sitzung, die 

Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der 

Verhandlungen und die Beschlüsse des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden anzugeben. 

 

(9) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den 

Vorsitzenden abgegeben. 

 

 

§ 10 Vergütung 

 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste Vergütung, die jährlich 7.500,00 € für 

jedes Mitglied, für den stellvertretenden Vorsitzenden das Eineinhalbfache und für den 

Vorsitzenden das Doppelte des vorgenannten Betrages ausmacht. 

 

(2) Daneben werden die notwendigen Auslagen, die mit der Aufsichtsratstätigkeit 

zusammenhängen, sowie die auf die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder entfallende 

Umsatzsteuer erstattet. 

 

(3) Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils eines Geschäftsjahres dem 

Aufsichtsrat (oder einem Ausschuss des Aufsichtsrats angehören) oder das Amt des 

Vorsitzenden oder des stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrates (bzw. eines 

Ausschusses) nur während eines Teils eines Geschäftsjahres innehaben, erhalten eine 

entsprechende nach Tagen zeitanteilig berechnete Vergütung. 

 

(4) Sämtliche Vergütungs- und Auslagenansprüche der Mitglieder des Aufsichtsrats nach 

diesem § 10 für ein bestimmtes Geschäftsjahr sind nach Ablauf des jeweiligen 

Geschäftsjahres zur Auszahlung fällig. 
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V.  DIE HAUPTVERSAMMLUNG 

 

 

§ 11 Aufgaben 

 

(1) Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Monate eines 

Geschäftsjahres abgehalten. Sie beschließt insbesondere über die Verwendung des 

Bilanzgewinns, über die Wahl des Abschlussprüfers, über die Entlastung des Vorstands 

und des Aufsichtsrats, über die Wahl von Aufsichtsräten und in den vom Gesetz 

vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses und die Billigung des 

Konzernabschlusses sowie auf Antrag des Vorstands der Gesellschaft über besondere 

Angelegenheiten. 

 

 

§ 12 Einberufung und Ort 

 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder einer von ihr im Sinne von 

§ 17 Absatz 1 AktG abhängigen Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen Börse statt. 

Sie wird, vorbehaltlich der gesetzlichen Einberufungsrechte des Aufsichtsrats und von 

Aktionären, durch den Vorstand einberufen. 

 

(2) Die Einberufung muss mindestens 30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf sich die 

Aktionäre vor der Versammlung anzumelden haben (§ 13 Abs. 1), bekannt gemacht 

werden. 

 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung 

abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die Ermächtigung gilt für die Abhaltung 

virtueller Hauptversammlungen in einem Zeitraum von fünf Jahren nach Eintragung 

dieses Abs. 3 in das Handelsregister der Gesellschaft. 

 

(4) Mitgliedern des Aufsichtsrats, mit Ausnahme des Vorsitzenden der Haupt-versammlung 

(Versammlungsleiter), ist in Abstimmung mit dem Vorsitzen-den des Aufsichtsrats (bzw. 

sofern der Aufsichtsratsvorsitzende betroffen ist, in Abstimmung mit dem stellvertretenden 

Vorsitzenden) die Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und 

Tonübertragung in den Fällen gestattet, in denen das betreffende Aufsichtsratsmitglied an 

der physischen Teilnahme am Ort der Hauptversammlung verhindert ist, das 

Aufsichtsratsmitglied seinen Wohnsitz im Ausland hat, das Aufsichtsratsmit-glied 

aufgrund rechtlicher Einschränkungen, eines Aufenthalts im Ausland, oder eines 

notwendigen Aufenthalts an einem anderen Ort im Inland oder aufgrund einer 

unangemessenen Anreisedauer die physische Präsenz am Ort der Hauptversammlung 

nicht oder nur mit erheblichem Aufwand möglich wäre oder wenn die Hauptversammlung 

als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 

Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird. 
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§ 13 Anmeldung zur Hauptversammlung, Nachweis 

 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bis zum Ablauf des sechsten Tages vor der 

Hauptversammlung bei der Gesellschaft oder einer in der Einberufung bezeichneten Stelle 

anmelden und ihren Aktienbesitz nachweisen. 

 

(2) Für den Nachweis des Aktienbesitzes ist ein Nachweis in Textform durch den 

Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG ausreichend. Der Nachweis des Aktienbesitzes 

muss sich auf den gesetzlich bestimmten Zeitpunkt beziehen. Die Gesellschaft ist 

berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises einen geeigneten 

weiteren Nachweis zu verlangen. Wird dieser Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form 

erbracht, kann die Gesellschaft den Aktionär zurückweisen. 

 

 

§ 14 Stimmrecht und Leitung 

 

(1) In der Hauptversammlung gewährt jede Aktie eine Stimme. 

 

(2) Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit das Gesetz nicht zwingend anderes 

vorschreibt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine 

Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst. 

 

(3) Die Hauptversammlung leitet der Vorsitzende des Aufsichtsrates. Wenn er verhindert ist, 

wird die Hauptversammlung von einem anderen Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner 

oder einem Dritten geleitet, das bzw. der vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates bestimmt 

wird. Unterbleibt eine solche Bestimmung durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates, wird 

ein Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner unmittelbar vor der Hauptversammlung von den 

anwesenden Mitgliedern des Aufsichtsrates mit einfacher Stimmenmehrheit zum 

Versammlungsleiter gewählt. 

 

(4) Der Versammlungsleiter bestimmt die Form und die weiteren Einzelheiten der 

Abstimmung. 

 

(5) Der Versammlungsleiter kann eine von der Ankündigung der Tagesordnung abweichende 

Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen. 

 

(6) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, dass Rede und Fragerecht, insbesondere auch das 

Recht auf Nachfragen gem. § 131 Abs. 1d S. 1 AktG und Fragen nach § 131 Abs. 1e S. 1 

AktG, zeitlich angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der 

Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen 

für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte oder für 

einzelne Redner zu setzen. 
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(7) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch 

ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und 

sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer 

Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, 

Bestimmungen zu Umfang und Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach 

Satz 1 zu treffen. 

 

 

VI.  JAHRESABSCHLUSS UND GEWINNVERWENDUNG 

 

 

§ 15 Geschäftsjahr 

 

(1) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 16 Aufstellung des Jahresabschlusses 

 

(1) In den ersten drei Monaten eines jeden Geschäftsjahres hat der Vorstand für das 

vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie innerhalb von 

fünf Monaten den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht aufzustellen und dem 

Aufsichtsrat sowie dem Abschlussprüfer unverzüglich nach der Aufstellung vorzulegen. 

Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der 

Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will. 

 

(2) Spätestens innerhalb der ersten acht Monate des neuen Geschäftsjahres sind der 

Jahresabschluss, Lagebericht und zusätzliche Erläuterungen, der Konzernabschluss, 

Konzernlagebericht, sowie der Bericht des Aufsichtsrats und der Vorschlag für die 

Verwendung des Bilanzgewinns der Hauptversammlung vorzulegen. 

 

 

§ 17 Gewinnverwendung 

 

Der sich aus der Jahresbilanz ergebene Bilanzgewinn wird an die Aktionäre im Verhältnis der 

Anzahl der von ihnen gehaltenen Aktien zu der Gesamtzahl der ausgegebenen Aktien 

ausgeschüttet, soweit die Hauptversammlung keine andere Verwendung beschließt. 



 

7307H  

UVZNr. 1423 /2024 

 

Hiermit bescheinige ich: 

Die geänderten Bestimmungen der vorstehenden Satzung der 

MATERNUS-Kliniken-Aktiengesellschaft 

mit dem Sitz in Berlin 

stimmen mit dem Beschluss über die Satzungsänderung vom 28. August 2024,  

(Urkunde des Notars Dr. Robert Maurer in Cham, UVZNr. 1426/2024) und die un-

veränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten 

vollständigen Wortlaut der Satzung überein. 

 

Cham, den 28. August 2024 

 

gez. Dr. Maurer 

LS Dr. Robert Maurer 

Notar 



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Cham, den 31.08.2024

Dr. Robert Maurer, Notar




